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Einleitung 

Investitionsvorhaben lassen sich nur dann wirtschaftli ch sinnvoll durch-
führen, wenn gewährleistet ist, dass ihnen keine rechtli chen und tatsächlichen 
Hindernisse entgegenstehen. Dies sicherzustellen ist in erster Linie Aufgabe 
des Vorhabenträgers selbst und der von ihm eingeschalteten privaten 
Hil fskräfte.  

Indes ist der Staat in vielfacher Weise an dem der Investition voraus-
gehenden Prüfungsprozess beteili gt. Besonders intensiv ist der Einfluss, 
wenn eine vorgeschaltete Kontrolle in einem Genehmigungsverfahren erfolgt 
und die Behörde dem Vorhaben hierin die Konformität mit den gesetzli chen 
Anforderungen attestiert.  

Ist es nun angemessen, dem Genehmigungsempfänger oder sonstigen Be-
troffenen Amtshaftungsansprüche einzuräumen, wenn sich herausstellt , dass 
die behördliche Beurteilung fehlerhaft war und dem Vorhabenträger hier-
durch ein Vermögensschaden erwachsen ist? Soll der Staat also haften, wenn 
er dem Betroffenen – pointiert ausgedrückt – nicht scharf genug auf die 
Finger gesehen hat? Gleichbedeutend kann danach gefragt werden, ob die 
Behörde die Richtigkeit ihrer Genehmigungsentscheidung „garantiert“ .  

Bekanntli ch ist die Antwort der Rechtsprechung ein quali fiziertes Ja: Die 
Vermögensinteressen des Genehmigungsempfängers sind grundsätzlich vom 
amtshaftungsrechtli chen Schutz erfasst – nicht jeder Schaden, der auf einer 
schuldhaften Fehlbeurteilung der Genehmigungsbehörde beruht, kann jedoch 
über das Amtshaftungsrecht liquidiert werden. Entscheidend ist, ob das 
behördliche Handeln eine hinreichende Grundlage für das Vertrauen des 
Geschädigten bietet. In der vorliegenden Untersuchung soll u.a. den Fragen 
näher nachgegangen werden,  

– ob und wie die amtshaftungsrechtli che Berücksichtigung von Vertrau-
enstatbeständen im Grundsätzlichen zu rechtfertigen ist und 

– nach welchen Kriterien es sich im Einzelnen bestimmt, wann ein amts-
haftungsrechtli ch relevanter Vertrauenstatbestand vorliegt.  

Die wohl bekannteste Entscheidung im vorliegend behandelten Kontext 
ist das „Mülheim-Kärlich“-Urteil des Bundesgerichtshofs aus dem Jahre 
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1997,1 das eine Schadensersatzklage mit immensem Streitwert wegen der 
rechtswidrigen Erteilung einer Teilgenehmigung für ein Kernkraftwerk zum 
Gegenstand hatte. Die verwaltungsgerichtli che Aufhebung der ersten Teilge-
nehmigung hatte dazu geführt, dass eine Lücke in das vollständige Genehmi-
gungssystem gerissen wurde und die Anlage still gelegt werden musste, nach-
dem der Betrieb bereits aufgenommen worden war. Der Bundesgerichtshof 
hielt Schadensersatzansprüche des Betreibers wegen der fehlerhaften Zulas-
sung des Projekts grundsätzlich für möglich. Die Durchführung eines derarti-
gen Großprojekts ist demnach nicht allein für den Vorhabenträger, sondern 
auch für den kontrolli erenden Staat mit erheblichen finanziellen Risiken 
verbunden.  

Man beschreitet hier insgesamt einen dogmatisch noch recht wenig er-
schlossenen Teilbereich des Amtshaftungsrechts, der – im Vorgriff auf die 
eine solche Bezeichnung rechtfertigenden Eigenschaften – als „amtshaftungs-
rechtli che Vertrauenshaftung“ oder, synonym, als „amtshaftungsrechtli cher 
Vertrauensschutz“ bezeichnet werden kann. Als haftungsrechtli ch relevante 
Vertrauensgrundlage (Verlässlichkeitsgrundlage) kommt eine Vielzahl von 
Rechtsakten in Betracht, wie etwa Baugenehmigungen und baurechtli che 
Vorbescheide, immissionsschutzrechtli che Anlagengenehmigungen und an-
dere umweltrechtli che Genehmigungen, Erlaubnisse und Gestattungen, Pro-
duktzulassungen, Gewerbeerlaubnisse, Zulassungen zu freien Berufen, Plan-
feststellungsbeschlüsse und -genehmigungen oder Bebauungspläne. Neben 
Rechtsakten können aber auch reine Tathandlungen wie Auskünfte und Be-
lehrungen eine Vertrauensgrundlage bilden. Trotz der im Einzelnen bestehen-
den Unterschiede lassen sich folgende Gemeinsamkeiten der Vertrau-
ensschutzkonstellationen feststellen:  

– Sie zeichnen sich stets durch einen zweiaktigen Geschehensablauf aus, 
in welchem zuerst eine fehlerhafte Vertrauensgrundlage geschaffen wird und 
zeitli ch nachfolgend Dispositionen im Vertrauen auf diese Grundlage vorge-
nommen werden. Durch die Schaffung der Vertrauensgrundlage greift der 
Staat nicht in Rechtsgüter des Vertrauenden ein, sondern schafft lediglich 
eine Gefährdungssituation. An die Stelle einer unmittelbaren Schadenszufü-
gung durch rechtswidriges hoheitli ches Handeln tritt die selbstschädigende 
Vertrauenshandlung des Betroffenen. Es geht also um Schäden, die durch die 
enttäuschte Erwartung in die Zuverlässigkeit einer behördlichen Aussage 

                                                                                                                               
1  BGHZ 134, 268 ff.  
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verursacht werden, nicht um den Schutz des Bestandes an vorhandenen 
Rechtsgütern vor von außen einwirkenden Schadensursachen.  

– Typischerweise betrifft die amtshaftungsrechtli che Vertrauenshaftung 
Konstellationen, in denen Ersatz für reine Vermögensschäden gefordert wird. 
Zwar kann die Erteilung fehlerhafter Genehmigungen, Auskünfte o.ä. mittel-
bar zur Verletzung absoluter Rechtsgüter wie Gesundheit und Eigentum 
führen – etwa wenn durch den Einsturz eines genehmigten Bauwerks nicht 
allein das zu erstellende Vorhaben, sondern sonstige Rechtsgüter beschädigt 
werden oder wenn durch den genehmigten Betrieb einer emittierenden An-
lage Gesundheitsbeeinträchtigungen bei Dritten auftreten; eine staatli che 
Haftung für derartige Schäden stützt sich jedoch nicht auf den Vertrauensge-
danken.  

– Da es an einer Verletzung subjektiver Rechtspositionen fehlt, kommen 
andere staatshaftungsrechtli che Instrumente als der Amtshaftungsanspruch 
grundsätzlich nicht in Betracht. Insbesondere begründet die antragsgemäße, 
aber rechtswidrige Erteilung einer Genehmigung keinen Anspruch des Eigen-
tümers und Genehmigungsempfängers aus enteignungsgleichem Eingriff, da 
es nicht zu der Beeinträchtigung einer eigentumsrechtli chen Position kommt. 
Möglich ist allerdings eine parallele landesrechtli che Ordnungsbehördenhaf-
tung, wie etwa jene nach § 39 Abs. 1 lit . b) Ordnungsbehördengesetz Nord-
rhein-Westfalen (OBG NRW), oder eine Haftung nach den Staatshaftungsge-
setzen der neuen Länder. Da sich die Rechtsprechung zur Bestimmung des 
personalen und sachlichen Schutzbereichs aber an den amtshaftungsrechtli -
chen Grundsätzen orientiert, ergibt sich ein weitgehender Gleichlauf.  

– Jedes Haftungsrisiko beeinflusst die Verwaltungstätigkeit. Da in Kon-
stellationen des amtshaftungsrechtli chen Vertrauensschutzes die behördliche 
Tätigkeit begünstigender Natur ist, gilt es in besonderer Weise zu berücksich-
tigen, dass die Gewährung amtshaftungsrechtli chen Schutzes für den Bürger 
nicht allein eine Wohltat darstellt , sondern – etwa durch den Preis einer 
Verlangsamung und eines übervorsichtigen Verhaltens der Genehmigungs-
behörde – teuer erkauft sein kann.  

Die Untersuchung des Themas gliedert sich wie folgt: Die Grundfragen 
des amtshaftungsrechtli chen Vertrauensschutzes stellen sich bei der Bestim-
mung des Schutzbereichs. Sie werden in Teil A behandelt, wobei zunächst 
die Entwicklung der Rechtsprechung aufgezeigt wird und sodann der Frage 
nachzugehen ist, auf welche Grundgedanken sich die amtshaftungsrechtli che 
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Berücksichtigung von Vertrauenstatbeständen zurückführen lässt. In Teil B 
wird die Haftung für die Erteilung fehlerhafter Auskünfte dargestellt . Die 
Strukturen des amtshaftungsrechtli chen Vertrauensschutzes treten in diesem 
Bereich besonders deutli ch hervor. Die Behandlung der Auskunftshaftung 
bietet sich aber nicht allein aufgrund ihrer Leitfunktion für den amtshaftungs-
rechtli chen Vertrauensschutz insgesamt an, sondern auch, weil vielfach im 
zeitli chen und sachlichen Zusammenhang mit Genehmigungsverfahren 
behördliche Auskünfte erteilt werden und dies eine Abstimmung auf haf-
tungsrechtli cher Ebene erforderlich macht. In Teil C wird der amtshaftungs-
rechtli ch relevante Erklärungsgehalt von Genehmigungen näher untersucht. 
Der Begriff der Genehmigung bezeichnet hier behördliche Entscheidungen, 
mit denen im Einzelfall ein gesetzliches Verbot aufgehoben und dadurch eine 
bestimmte Betätigung oder ein bestimmtes Vorhaben gestattet wird. Da der 
Aussagegehalt von Genehmigungen stark formalisiert ist, können in weiter-
gehendem Umfang als bei der Auskunftshaftung allgemeinverbindliche Aus-
sagen zum Umfang des geschaffenen Vertrauens gemacht werden. Im Vorder-
grund stehen dabei – wie in der bisherigen Gerichtspraxis – Genehmigungen, 
die die Errichtung und Nutzung von baulichen Anlagen gestatten. Während 
in den Teilen A-C die Schutzbereichsbestimmung im Mittelpunkt steht, geht 
der abschließende Teil D auf sonstige Voraussetzungen und Begrenzungen 
des Amtshaftungsanspruchs in den Vertrauensschutzkonstellationen ein. 
Dogmatisch bestehen weniger Besonderheiten, die behandelten Konstella-
tionen werfen aber auch hier spezifische Fragestellungen auf. Dies gilt 
insbesondere bei der Prüfung des Mitverschuldens nach § 254 BGB.  




